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Antrag 

der Abgeordneten Brauer, Dr. Daniels (Regensburg), Frau Flinner, Frau Garbe, 
Frau Mensel, Dr. Knabe, Kreuzeder, Frau Wollny und der Fraktion DIE GRÜNEN 


Klare ökologische Schwerpunktsetzung im Bundesnaturschutzgesetz 


Der Bundestag wolle beschließen: 

1. Der Deutsche Bundestag stellt fest: 

Das Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) einschheßlich sei- 
ner jüngsten Novellierung ist weitgehend wirkungslos gebhe- 
ben. Hierfür können beispielsweise folgende Gründe angeführt 
werden: 

— Das Naturschutzverständnis ist bisher zu sehr auf den Arten- 
und Biotopschutz begrenzt, die Gesamtzusammenhänge 
unserer Ökosysteme hingegen werden vernachlässigt. 
Hinzu kommt, daß das Naturschutzgesetz aber nicht einmal 
genügend Handhabe bietet, um gefährdete Lebensstätten 
und Lebensräume vor weiteren Beeinträchtigungen und 
Zerstörungen zu bewahren. 

— Das Naturschutzgesetz ist nicht oder zu wenig mit anderen 
Umweltschutzgesetzen verknüpft. 

— Es fehlen klare Vorgaben für die Exekutive, die deren 
Ermessensspielraum bei naturschutzrelevanten Entschei- 
dungen eingrenzen. Auch kann ein Vollzugs defizit bei den 
Naturschutzbehörden festgestellt werden, das durch man- 
gelndes quahfiziertes Fachpersonal und einer zu geringen 
Eigenständigkeit der Behörden zu erklären ist. 

Es spielen aber auch allgemeine gesellschaftliche und pohti- 
sche Gründe eine Rolle für den geringen Erfolg bei der Durch- 
setzung von ökologischen/naturschützerischen Interessen: 

— Die von betrieb swirtschafthchen Interessen geleiteten Pro- 
duktionsverfahren (und Produkte) z.B. der chemischen 
Industrie sind, obwohl nachweishch stark umweltschädi- 
gend und mit hohen gesellschafthchen Kosten verbunden, 
rechtiich bisher weitgehend sanktioniert. 

— Insgesamt gesehen sind unsere gesellschafthchen Produk- 
tions- und Lebensweisen gekennzeichnet durch eine Ent- 
fremdung von Natur und Umwelt. 
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So ist es nicht verwunderlich, daß bisher keine Reduzierung der 
Umweltbelastung und -Zerstörung zu verzeichnen ist. Die 
Bedrohung unseres Naturhaushaltes einschließlich seiner Tier- 
und Pflanzenwelt wird im Umweltgutachten der Bundesregie- 
rung, im Naturschutzgutachten 1987 des Umweltministers und 
in zahlreichen anderen Studien und Sondergutachten eindring- 
lich geschildert. 


a) Beispiel Boden 

Allein für neue Siedlungsflächen werden in der Bundesrepu- 
blik Deutschland täglich über 100 ha, das entspricht pro Jahr 
der Größe des Bodensees, überbaut. Durch die industrielle 
Produktion wird der Boden ständig mit Schadstoffen belastet; 
indirekt über Schadstoffeintrag aus der Luft oder über Gewäs- 
ser, direkt durch Industrieablagerungen, Deponien oder Ver- 
sickerung von Schadstoffen. Täglich werden neue Altlasten 
(Deponien, Industriestandorte) bekannt, auf denen die Böden 
unterschiedlich stark kontaminiert sind. Luftverunreinigungen 
durch Schwefeldioxid und Stickoxide haben regional zu einer 
Bodenversauerung um ein Vielfaches geführt, was sich beson- 
ders negativ auf die Waldböden auswirkt. 

Zusätzlich zum Eintrag aus der Luft geraten durch landwirt- 
schaftliche Düngungs- und Pflanzenbehandlungsmaßnahmen 
Nitrate, Pestizide (z. B. chlorierte Kohlenwasserstoffe) und 
hochgiftige Schwermetalle in den Boden. 

Regional unterschiedhch hohe Nitratwerte, Pestizide (z.B. 
Atrazin), andere Chemikalien im Grundwasser und Bodenero- 
sion auf Ackerböden in Bayern z. B. von 8 t/ha/a (seit 1960 eine 
Zunahme um 60 %) sind Alarmsignale dafür, daß die Funktion 
des Bodens, Filter- und Schutzmantel für unser Trinkwasser 
(Pufferzone), Produktionsstätte von Biomasse (also auch unsere 
Lebensmittelproduktion) und Lebensraum für Bodenorganis- 
men zu sein, zunehmend gefährdet ist. Verschärfend kommt 
noch hinzu, daß Böden nicht - oder nur sehr begrenzt - von 
aufgenommenen Stoffen befreit oder gereinigt werden können. 


b) Beispiel Wasser 

Die o. g. Gründe, die die Funktion der Böden erheblich beein- 
trächtigen, gelten auch für die Gefährdung unseres Grundle- 
bensmittels Wasser. Viele Trinkwasservorkommen werden 
immer noch durch menschliche Eingriffe wie Müllablagerun- 
gen (giftige Sickerwässer), Abwassereinleitungen, Bodenauf- 
schließungen (Schadstof feintrag aus der Luft, Wasserverdun- 
stung), intensive landwirtschaftliche Nutzung (Pestizide, 
Nitrat) usw. gefährdet bzw. zerstört. Jüngste Untersuchungen 
vom Bundesverband der Deutschen Gas- und Wasserwirtschaft 
(BGW) haben bisher mehr als 50 verschiedene Pestizidwirk- 
stoffe im Brunnenfiltrat, Grund- und Trinkwasser nachgewie- 
sen. Komplizierte Wasseraufbereitungsverfahren können die 
Belastung des Trinkwassers mit Pflanzenbehandlungsmitteln 
nur bedingt verringern. Der BGW verlangt als Konsequenz der 
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Untersuchungsergebnisse das völlige Verbot wassergefährden« 
der Pestizide. 

Schwefeldioxid- und Stickoxidemissionen schädigen nicht nur 
den Boden, sondern auch in zunehmendem Maße die Pflanzen- 
urid Tierwelt in den Gewässern. 

Seit langem weisen Wissenschaftler auf die Gefährdung der 
Gewässer durch Eutrophierung (Überdüngung) hin, die ein 
vermehrtes Algenwachstum bewirkt; durch Abbau dieser orga- 
nischen Substanz werden riesige Mengen Sauerstoff ver- 
braucht, die damit anderen Lebewesen entzogen werden. Das 
Fischsterben in Nord- und Ostsee ist eine sichtbare Auswir- 
kung davon. Bereits letztes Jahr haben Messungen ergeben, 
daß schon große Bereiche am Grunde der Ostsee „umgekippt'\ 
d. h. biologisch tot sind. 

Der verschwenderische Umgang mit Grundwasser in den 
Haushalten und der Industrie führt dazu, daß in vielen Gebie- 
ten bereits mehr Grundwasser abgepumpt wird als nachsickern 
kann. Darüber hinaus verhindert die ständig noch steigende 
Flächenversiegelung ein Versickern des Regenwassers in den 
Untergrund und damit die Grundwasserneubildung. 

So ist nicht nur die Quahtät des Grundlebensmittels Wasser in 
Gefahr, es ist auch zudem absehbar, daß unter Beibehaltung 
der jetzigen Grundwassermengen die Grundwasservorkom- 
men in naher Zukunft erschöpft sein werden. 

c) Beispiel Luft 

Obwohl in der Bundesrepublik Deutschland die Schadstoffbe- 
lastung in der Luft sehr unterschiedlich ist, wird am flächen- 
deckenden Waldsterben deuthch, daß bereits überall eine 
erhebhche Luftbelastung vorhanden ist. 

Durch Schadstoffbelastungen sind negative Khmaveränderun- 
gen zu erwarten, Fluor-Kohlenwasserstoffe (FCKW) z. B. wer- 
den in der industriellen Produktion für Treibgase, Schaum- 
stoffe, Kälte- und Klimaanlagen, Reinigungsmittel usw. ver- 
wandt. Sie bewirken eine Störung des Ozonkreislaufs in der 
Stratosphäre. Durch den Ozonabbau gelangt vermehrt UV- 
Strahlung auf die Erdoberfläche, was z, B. wiederum eine 
Abnahme der Sauerstoffproduktion bewirkt. 

Kohlendioxidemissionen bewirken eine Temperaturzunahme, 
mit der Folge, daß sich letzthch sogar durch das Schmelzen der 
Polarkappen Khmazonen verändern können. 

Ein nicht einkalkuherbarer Risikofaktor ist die Tatsache, daß 
während des Transportes einzelner Luftschadstoffe chemische 
Verbindungen entstehen, die für die Umwelt wesenthch schäd- 
ücher sind als die Wirkung der Ausgangsstoffe. 

d) Die Gefährdung von Pflanze, Tier und Mensch 

Die akute Gefährdung unserer Lebensgrundlagen bedingt eine 
ständig steigende Zunahme der Artengefährdung und des 
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Artenschwunds. Bereits 30 bis 50% der wildlebenden Pflan- 
zen- und Tierarten sind in die „Roten Listen" auf genommen. 
Von rd. 680 auf Grünland vorkommenden Pflanzen sind 519 
gefährdet. 

Am Beispiel des Waldsterbens, an dem ökologischen Kollaps 
der Nord- und Ostsee wird überdeuthch, daß es sich nicht mehr 
um eine Gefährdung einzelner Arten handelt, sondern daß 
ganze Ökosysteme bedroht sind. Auch der Mensch bleibt nicht 
von den Folgewirkungen der Schädigung und Zerstörung sei- 
ner Lebensgrundlagen verschont. Zunahme von Allergien, 
Pseudokrupp bei Kindern durch Schadstoffe in der Luft, Blau- 
sucht bei Babys durch Nitrate im Trinkwasser, Krebskrankhei- 
ten durch Umweltgifte sind nur einige schhmme Beispiele. 

In Geldsummen ausgedrückt kommen selbst vorsichtige ökolo- 
gische Schadensbüanzschätzungen auf eine Summe von über 
100 Milliarden jährhch für die Bundesrepubhk Deutschland 
(Lutz Wicke, die ökologischen Milharden), das sind rd. 6 % des 
Bruttosozialproduktes. Andere Berechnungen kommen sogar 
auf eine Summe von 10 % des Bruttosozialproduktes (Christian 
Leipert, Folgekosten des Wirtschaftsprozesses und volkswirt- 
schafthche Gesamtrechnung). 

e) Landwirtschaft - Naturschutz 

Die bäuerhche Land- und Forstwirtschaft hat über Jahrhun- 
derte hinweg unsere Kulturlandschaft mit ihrer vielfältigen 
Tier- und Pflanzenwelt und ihrem abwechslungsreichen Land- 
schaftsbild hervorgebracht. Zugleich hat sie durch nachhaltige 
bäuerhche Wirtschaftsweise über die Erzeugung gesunder 
Nahrungsmittel für den Menschen diese Vielfalt gesichert. 
Heute werden in der Bundesrepubhk Deutschland 85% der 
Fläche land- und forstwirtschafthch genutzt. Allein aus diesen 
Gründen nimmt die Land- und Forstwirtschaft für den Schutz 
des Naturhaushaltes einschließlich seiner vielfältigen Tier- und 
Pflanzenwelt eine Schlüsselstellung ein. 

Die in den vergangenen drei Jahrzehnten entwickelte sog. 
moderne und zunehmend industriahsierte Landwirtschaft hat 
heute jedoch einen Hauptanteü an der Artengefährdung und 
dem Artenschwund. Die immer noch betriebene Agrarpolitik 
des „Wachsens oder Weichens" treibt die Landwirtschaft 
immer mehr in die chemische Intensivierung und in die indu- 
strieUe Produktion. 

Die Folgen davon sind: 

— Vereinheithchung von Standorten bezüghch Bodengüte, 
Nährstoff- und Wasserversorgung, Ausräumung der Land- 
schaft, eine Vernichtung von Landschaf tsvielf alt. Die Flur- 
bereinigungen haben diese Umwandlung großmaßstäblich 
mit staathcher Finanzhilfe vollzogen; 

— Zerstörung der Kreislauflandwürtschaft und der bäuerhchen 
Gemischtbetriebe mit ihrer flächengebundenen Tierhaltung, 
statt dessen Förderung der industriellen Massentierhaltung. 
Der hohe Gülleanfall und die dadurch bedingte hohe Nitrat- 
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belastung ist damit zu erklären, daß der Viehbestand nicht 
mehr im Verhältnis zur Fläche der Betriebe steht; 

— ein immer höherer Einsatz von amtlich geprüften und bei 
Einhaltung bestimmter Richtlinien für unbedenklich erklär- 
ten Agrargiften und Düngemitteln. Dennoch finden wir sie 
heute in unseren Nahrungsmitteln, in Trinkbrunnen oder in 
Gewässern - mit all ihren Folgewirkungen. 

Durch die Einführung der Bio- und Gentechnologie soll die 
Landwirtschaft zum reinen Rohstoffproduzenten (Industrie- 
pflanzenanbau) für die weiterverarbeitende Industrie degra- 
diert werden, ein weiterer Schritt in die industrielle Agrarpro- 
duktion mit schwerwiegenden sozialen und ökologischen Fol- 
gewirkungen. 

Es gibt allerdings noch eine Reihe von Betrieben, die graduell 
unterschiedlich noch auf der Grundlage der traditionellen bäu- 
erlichen Landwirtschaft stehen und eine weitgehend umwelt- 
verträgliche Bewirtschaftung aufrechterhalten haben bzw. die 
aufgrund ihres vielfältigen Betriebsaufbaus relativ schnell wie- 
der auf eine um weit gerechte Bewirtschaftung umgestellt wer- 
den können. Durch die beschriebene Agrarpolitik sind aber 
auch gerade diese Betriebe und damit die bäuerliche Wirt- 
schaftsweise vom Aussterben bedroht. 

Nicht nur im Landwirtschaftsbereich, sondern auch im Natur- 
schutz versagt diese alte Politik. 

Trotz der vielfältigen Aktivitäten und erheblichen Anstrengun- 
gen der Natur schütz verbände blieb die Naturschutzarbeit in 
weiten Teüen wirkungslos. Die Gründe liegen zum einen darin, 
daß das Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) keine nennens- 
werten Beiträge zum Biotop- und Artenschutz, geschweige 
denn zum Schutz des gesamten Naturhaushaltes, leistet. Zum 
anderen haben Naturschutzfachleute — wenn auch ungewollt - 
durch die Konzentration auf zwei ursprünglich als wissen- 
schaftliche Bestandsaufnahmen angelegte Konzepte bzw. 
Instrumente, die Aufstellung von „Roten Listen" und „Schutz- 
würdige Biotope" dazu beigetragen, daß die Zusammenhänge 
der Ökosysteme zu wenig Berücksichtigung gefunden haben. 
Naturschutz darf sich jedoch nicht darauf beschränken und so 
die übrige Landschaft zum „Wertlosen Biotop" degradieren. 
Eine Aufteilimg in Schutz- und Schmutz gebiete widerspricht 
nicht nur ökologischem Denken, sie führt auch zur Zerstörung 
der zu schützenden Gebiete. 

Ein umfassendes Naturverständnis wird in einer immer stärke- 
ren Zusammenarbeit von Naturschutzverbänden, Umwelt- 
schutzorganisationen, Verbraucherinitiativen und oppositio- 
nellen Gruppen von Bäuerinnen und Bauern deuthch, die 
gegen die oben genannte Pohtik Vorgehen. Eine Änderung der 
Gesetzgebung zur Unterstützung dieser Aktivitäten ist drin- 
gend erforderlich. 

2. Der Deutsche Bundestag stellt angesichts dieser massiven 
Gefährdung der Lebensgrundlagen und der Entwertung der 
Landschaft fest: 
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— Voraussetzung für einen Biotop-, Artenschutz und letztlich 
auch Schutz des Menschen ist die Erhaltung/Wiederherstel- 
lung eines intakten Naturhaushaltes; 

— sämtliche Pohtikbereiche (Wirtschafts-, Agrar-, Verkehrs-, 
Siedlungs-, Energiepohtik usw.) müssen auf die nachhaltige 
Sicherung, die Wiederherstellung unserer Lebensgrundla- 
gen und den Erhalt einer vielfältigen Landschaft ausgerich- 
tet werden. Die Gesetzgebung ist auf dieses Ziel hin zu 
verändern; 

— die natürhche Umwelt ist um ihrer selbst willen und als 
Lebensgrundlage des Menschen zu schützen. Im Grundge- 
setz ist dieser Schutz als Grundrecht und als Staatsziel ver- 
fassungsrechtlich zu verankern; 

— zusammen mit einer Änderung der gesamtgesellschaftiichen 
und gesamtpolitischen Rahmenbedingungen kann das 
BNatSchG ein Baustein für eine gesamtökologische Umwelt- 
vorsorge sein. 

3. Die Bundesregierung wird auf gef ordert, das Bundesnatur- 
schutzgesetz nach folgenden Grundsätzen zu novelheren: 

— Der Begriff Naturschutz darf sich nicht nur auf den Arten- 
und Biotopschutz begrenzen, sondern muß im Sinne von 
Naturhaushaltsschutz verstanden werden, den es auf 100% 
der Fläche zu beachten gilt und der auch die Sicherung 
eines vielfältigen Landschaftsbildes beinhaltet. 

— Durch das Gesetz muß eine rasche und vollständige Siche- 
rung noch existierender „Sonderbiotope" gewährleistet 
sein. 

— Das Gesetz darf nicht den Eindruck erwecken, daß Eingriffe 
in Natur und Landschaft ausgleichbar sind. Oberste Richt- 
schnur muß das Vorsorgeprinzip sein, d. h. ein Eingriff ist auf 
die Schwere seiner ökologischen Auswirkungen zu überprü- 
fen und ist zu unterlassen, wenn diese nicht abzuschätzen 
und wenn irreversible Schäden zu besorgen sind. Die Ein- 
griffsregelung muß zu einer Eingriffsverhinderungsregelung 
werden. 

— Das Gesetz muß Rahmenbedingungen für die Entwicklung 
einer ökologischen bäuerhchen Landbewirtschaftung auf- 
zeigen, da nur eine ökologische bäuerhche Landwirtschaft 
(gemäß der IFOAM-Richthnien) die Möglichkeit besitzt, 
über die Erzeugung von Lebensmitteln zugleich einen 
Schutz des Naturhaushaltes im Sinne der nachhaltigen 
Sicherung der Lebensgrundlagen und des Erhaltes der Kul- 
turlandschaft zu gewährleisten. 

4. Die Bundesregierung wird auf gef ordert, besonders folgende 

Einzelpunkte in die Gesetzesnovelherung mit aufzunehmen: 

a) Name des Gesetzes 

Das Bundesnaturschutzgesetz ist umzubenennen in „Gesetz 

zum Schutz der Natur und des Naturhaushaltes", um schon in 
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der Namensgebung zu verdeutlichen, daß das Naturschutzver- 
ständnis nicht auf den Arten- und Biotopschutz zu begrenzen 
ist, sondern daß darunter der Schutz des gesamten Naturhaus- 
haltes Boden, Wasser, Luft, Pflanzen- und Tierwelt sowie der 
Vielfalt, Eigenart und Schönheit von Natur und Landschaft zu 
verstehen ist. 

b) Ziele des Gesetzes 

Die in § 1 festgelegten Ziele des Gesetzes sind klarer zu 
formulieren: 

„(1) Die Bestimmungen dieses Gesetzes dienen dem Ziel, die 
belebte und unbelebte Natur zu schützen und zu pflegen, 
insbesondere 

1. den Bestand, die Qualität und ökologische Funktion der 
Naturgüter Boden, Wasser, Luft und Klima zu erhalten und 
zu verbessern, 

2. die freilebende Tier- und Pflanzenwelt in ihrer natürlichen 
und historisch gewachsenen Vielfalt zu erhalten und zu 
fördern, 

3. die Vielfalt von Organismen und Biotopen in ihrer Einzigar- 
tigkeit zu bewahren. 

(2) Die Bestimmungen dieses Gesetzes dienen auch der Bewah- 
rung, dem Schutz und der Weiterentwicklung von historisch 
gewachsenen Kulturlandschaften sowie insgesamt dem Ziel der 
nachhaltigen Sicherung und Weiterentwicklung der physischen 
und phsychischen Lebensgmndlagen des Menschen. " 

c) Grundsätze des Gesetzes 

Die in § 2 festgelegten Grundsätze sind unter Maßgabe des 
Vorsorgeprinzips folgendermaßen zu konkretisieren: 

— Die Funktionsfähigkeit des Naturhaushaltes, insbesondere 
das Wirkungsgefüge zwischen Boden, Wasser, Luft, Klima, 
Tier- und Pflanzenwelt ist zu verbessern, 

— Eingriffe, die die Funktionsfähigkeit des Naturhaushaltes 
nachhaltig stören/zerstören, sind grundsätzlich zu unter- 
lassen. 

Auf dieser Grundlage sind Aussagen zu „Boden", „Luft", 
„Wasser", „Pflanzen- und Tierwelt" und „Landschaftsstruktu- 
ren" zu treffen, die zwingende Handlungs- und Entscheidungs- 
anleitung für alle Behörden sein müssen. 

Diese klaren Vorgaben haben bisher für den Verwaltungs Voll- 
zug gefehlt. Die Grundsätze dieses Gesetzes müssen als Ziele 
im Raumordnungsgesetz und in der Landesplanung verankert 
werden. 

d) Land- und Forstwirtschaft (Landwirtschaftsklausel) 

Folgende Klausel ist in das Gesetz aufzunehmen: 

Eine ökologische bäuerliche Landbewirtschaftung und eine 
ökologische forst- und fischereiwirtschaftliche Nutzung ent- 
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spricht den Zielen des Gesetzes und ist nicht als Eingriff in 
Natur und Landschaft zu sehen. 

Der Gesetzgeber muß als Voraussetzung hierfür innerhalb fest- 
zulegender Übergangsfristen sicherstellen, daß rechtüche und 
finanzielle Rahmenbedingungen aufgestellt werden, die eine 
ökologische bäuerüche Bewirtschaftung der Kulturlandschaft 
über die Bezahlung der in die Erzeugung von Lebensmitteln 
eingeflossenen Arbeit dauerhaft gewährleistet. Als Orientie- 
rungsgrundlage für eine umweltgerechte Landbewirtschaftung 
dienen die Richtünien der internationalen Vereinigung biologi- 
scher Landbaubewegungen (IFOAM). 

Eine ökologische bäuerüche Landwirtschaft arbeitet demnach 
ohne den Einsatz von Pestiziden, chemischen, synthetischen 
Düngemitteln, Wachstumsförderern, Hormonen und derglei- 
chen, so daß weder unsere Lebensmittel noch Boden und Was- 
ser mit Rückständen belastet werden. Weiterhin wird so eine 
tierquälerische, industriaüsierte Massentierhaltung abgelöst 
durch eine weitgehend artgerechte, an die Fläche gebundene 
Tierhaltung. Auch wird so eine Landbewirtschaftung ermög- 
ücht, die sich wieder an die natürüchen Standortbedingungen 
anpaßt (z. B. kein Grünlandumbruch in Talauen). Für diese 
Bewirtschaftungsformen bietet der bäuerüche Gemischtbetrieb 
die günstigsten Voraussetzungen. 

Der Gesetzgeber muß weiterhin auch die gesetzüchen Rah- 
menbedingungen für eine auf den ökologischen Grundlagen 
beruhende Waldwirtschaft aufzeigen, die dem Prinzip der 
Nachhaltigkeit für Boden und Bestand folgt. Elemente dieser 
naturnahen Waldwirtschaft sind standortgerechte Laub- und 
Mischwälder, Naturverjüngung von vermehrungswürdigen 
Beständen und der Verzicht auf Biozide. 

Es müssen Regelungen geschaffen werden, die innerhalb einer 
festzulegenden Übergangsfrist auf ein Verbot der Produktion, 
des Inverkehrbringens und der Anwendung von Pestiziden 
hinzielen. 

Unabhängig von den nur mittelfristig umzusetzenden Punkten 
sollte das Gesetz jedoch Mögüchkeiten aufzeigen, die folgende 
Sofortmaßnahmen sofort ermögüchen: 

— Verbot von Produktion, Inverkehrbringen und Anwendung 
von Wachstumsregulatoren und chemisch-synthetischer 
Halmverkürzungsmittel und von Pestiziden, die als wasser- 
gefährdend eingestuft worden sind, 

— Besteuerung chemisch-synthetischer (mineraüscher) Stick- 
stoffdüngemittel, 

— für einen Übergangszeitraum sollte ein finanzieUer Aus- 
gleich der Ertragseinbußen bei Verzicht auf erstragsstei- 
gernden Einsatz von Fungiziden und Insektiziden gewähr- 
leistet werden. Diese Ausgleichszahlungen soUen aus Abga- 
ben auf die genannten Pestizide gespeist werden, 

— Einführung einer flächengebundenen Produktion in der 
Landwirtschaft und flächengebundene und absolute 
Bestandsobergrenzen in der Tierhaltung, 
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— Einführung einer kontinuierlichen Beratung zur Umstellung 
von Betrieben auf ökologische Wirtschaftsweise gemäß 
IFOAM-Richtlinien. Entsprechende Veränderung der land- 
wirtschaftlichen Ausbildung nach den Gesichtspunkten 
einer ökologisch verträglichen Landbewirtschaftung, 

— Betrieben, die auf eine ökologische Wirtschaftsweise gemäß 
IFOAM-Richtlinien umstellen, muß dafür eine Umstellungs- 
beihilfe gewährleistet werden. 

e) Eingriffsregelung 

— Die Eingriffsregelung muß dahin gehend erweitert werden, 
daß auch Handlungen, die auf den Naturhaushalt, insbeson- 
dere auf Wasser, Boden, Luft und Klima einwirken, ohne 
Gestalt oder die Nutzung von Grundflächen zu verändern, 
als Eingriffstatbestand gewertet werden. 

— Die Ermächtigung der Länder festzulegen, daß Veränderun- 
gen der Gestalt oder Nutzung von Grundflächen bestimmter 
Art, die im Regelfall nicht zu einer erheblichen oder nach- 
haltigen Beeinträchtigung der Leistungsfähigkeit des Natur- 
haushaltes führen, nicht als Eingriff anzusehen sind, ist zu 
streichen. 

— Die Eingriffsregelung muß entsprechend den Vorschriften 
für die Landesgesetzgebung (derzeit § 4) unmittelbar gelten. 

— Es muß abgesichert sein, daß ein Eingriff zu unterbleiben 
hat, wenn zu besorgen ist, daß seine Auswirkungen den 
Naturhaushalt irreversibel schädigen. Ökologie/Naturschutz 
hat in diesen Fällen absoluten Vorrang vor allen anderen 
Gründen. 

— Über Eingriffe im Zusammenhang mit Vorschriften, die nicht 
nach anderen Vorschriften bereits genehmigungspflichtig 
sind, entscheidet die Naturschutzbehörde. 

— Entscheidungen und Maßnahmen müssen im Einvernehmen 
mit den für Naturschutz und Landschaftspflege zuständigen 
Behörden getroffen werden, soweit nicht diese Behörden 
selbst entscheiden. 

— Die Anwendung von Pestiziden und chemisch/synthetischen 
Düngemitteln nach bestehenden Vorschriften darf nicht von 
der Eingriffs definition ausgenommen werden. 

— Einwirkungen, die zur Zerstörung oder zu einer erheblichen 
oder nachhaltigen Beeinträchtigung der in Abschnitt g „Bio- 
topschutz'' genannten Biotope führen können, sind stets als 
Eingriffe anzusehen. 

— Umweltverträghchkeitsprüfung 

Jeder Eingriff muß auf allen Planungsstufen nach Maßgabe 
des Gesetzes zur UVP einer Umweltverträghchkeitsprüfung 
unterzogen werden. Die Umweltverträghchkeitsprüfung 
muß eine Nullvariante und kann mindestens eine in Betracht 
kommende Alternative zu dem beabsichtigten Eingriff ent- 
halten. In den Bestimmungen zur UVP muß eine im Sinne 
einer Beweislastumkehr verstärkte Darlegungs*^ und Nach- 
weispfhcht der Verursacher enthalten sein. Die Entschei- 
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düng über Genehmigung des geplanten Eingriffs erfolgt 
nach Bekanntgabe der Ergebnisse der UVP. 


f) Gentechnologie — Freisetzung gentechnologisch veränderter 
Organismen oder Nukleinsäuren 

Nach dem gegenwärtigen Kenntnisstand der Molekularbiolo- 
gie, Genetik und Ökologie ist eine umfassende Abschätzung 
des Verhaltens gentechnisch veränderter Lebewesen nach 
ihrer Freisetzung in offene Ökosysteme ebensowenig möglich 
wie die weiteren Folgewirkungen für andere Lebewesen in 
diesem und benachbarten oder auch entfernteren Ökosyste- 
men bzw. die potentiellen negativen Folgen für die unbelebte 
Natur (Küma usw,). Solange der Gegenbeweis nicht erbracht 
werden kann, muß davon ausgegangen werden, daß alle Frei- 
setzungen von gentechnisch veränderten Nukleinsäuren (die 
z. B. von Lebewesen aufgenommen werden können) in ihren 
Folgen weder vorhersehbar, noch kontroUierbar und insbeson- 
dere nicht rückholbar sind. Die Folgewirkungen hingegen wer- 
den für die Umwelt in ihrer Schwere und ihrem Ausmaße nicht 
zu verantworten sein. 

Von daher ist jede Art der Freisetzung gentechnisch veränder- 
ter Lebewesen oder Nukleinsäuren als unzulässiger Eingriff in 
den Naturhaushalt im Gesetz zu verbieten. 


g) Biotopschutz 

— Der Paragraph zu Biotop- und Artenschutz sollte in zwei 
getrennte Paragraphen aufgeghedert werden. 

— Zur Stärkung des Biotopschutzes, der unmittelbar durch das 
Gesetz bewirkt wird, bedarf es der Vereinheitlichung auf 
Bundesebene. 

— Auch im Rahmen einer ökologischen bäuerhchen Landwirt- 
schaft bedürfen einige Biotope darüber hinausgehenden 
Schutzes, d. h, einer weitergehenden Beschränkung oder 
einer dem Biotop angepaßten Nutzung. Nachfolgend aufge- 
führte Biotope, die akut bedroht sind, müssen sofort unter 
Schutz gestellt werden: 

1. Wattenflächen, Quellfluren, Salzwiesen, naturnahe 
Dünen und Strandwälle, Fels- und Steilküsten, 

2. Quellen, Quellmoore, Quellfluren, Kalktuffbänke mit 
ihrer jeweiligen Randvegetation, 

3. naturnahe und unverbaute Bach- und Flußabschnitte 
einschließlich ihrer Mündungsbereiche und Altwässer, 

4. stehende Gewässer (Tümpel, Teiche, Weiher, Seen) ein- 
schheßlich ihrer Verlandungszonen, 

5. Hoch-, Übergangs- und Niedermoore, 

6. Klein- und Großseggensümpfe, Großröhrichte, 

7. Feucht- und Naß wiesen (wechselfeuchte Wiesen und 
Weiden), 
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8. natürliche Salzstellen im Binnenland, 

9. Magerwiesen und -weiden, Trockenrasen, Zwerg- 
strauch- und Wacholderheiden, 

10. offene Binnendünen, 

11. Felsrasen, Felsheiden, Felsgebüsche, Hang- und Block- 
schuttgebüsche, Steinschutt- und Geröllhalden mit ihrer 
Vegetation, 

12. alpine Rasen, offene Felsbildungen, Schneetälchen und 
Krummholzgebüsche, 

13. wechselfeuchte Auenwälder der Bäche und Flüsse, 
Sumpf- und Bruchwälder mit ihrer Mantel-, Saum- und 
Verlichtungsvegetation, 

14. Traubeneichen-Trocken-, Eichen-Hainbuchen-, Elsbee- 
ren-Eichen-, Orchideen-Buchen-, Steppenheide- und 
Schneeheide-Kiefernwälder, 

15. alte Knicks, Hecken und Feldgehölze, 

16. alte Waldbestände, Parks und Friedhöfe mit Baum- und 
Strauchbestand, 

17. sonstige Ödlandflächen. 

Eine Ergänzung und Spezifizierung dieser auf Bundesebene 
vorgegebenen Positivhste durch die Länder ist möghch und 
wünschenswert. Eine Ermächtigung der Länder, Ausnahmen 
zu erlassen, ist nicht vorzusehen. 

h) spezieller Artenschutz 

Ein gezielter Artenschutz muß die Vorschriften für den Schutz 
des Naturhaushaltes und der Biotope ergänzen. 

— Der gesamte Artenschutzteil bedarf einer Neufassung unter 
Einbeziehung und Angleichung aller bestehenden Normen 
und Richthnien zum Artenschutz. 

— Es muß auf alle Ausnahmeregelungen verzichtet werden, 
die eine wirkungsvolle Kontrolle erschweren oder unmög- 
hch machen. 

— Landesverordnungen zu Ausnahmen von den Schutzvor- 
schriften für besonders geschützte Tiere und Pflanzen und 
den Besitz-, Vermarktungs- und sonstigen Verkehrsverbo- 
ten sind bei der EG-Kommission zu notifizieren. 

— Die Einvernehmensregelung mit anderen Ministerien inner- 
halb des Paragraphen zum allgemeinen Schutz wildleben- 
der Tiere und Pflanzen ist zu streichen. 

— Tiere und Pflanzen dürfen nur mit der Genehmigung der 
nach Landesrecht obersten Behörde ausgesetzt werden. 
Diese Genehmigung ist nur zu erteüen, wenn eine natür- 
liche Besiedlung geeigneter Lebensräume durch Erholung 
der Restpopulation nicht zu erwarten ist. 

— Die Erhaltung und Förderung der genetischen Vielfalt und 
Ressourcen bei Kulturpflanzen und Nutztieren ist auf Dauer 
zu sichern. Die totale Verdrängung alter Landsorten und 
-rassen hat sich als schwerer Fehler erwiesen. 
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i) Landschaftsplanung 

Die Stellung der Landschaftsplanung muß entsprechend ihrer 
Bedeutung gestärkt werden. Aus diesem Grunde sollte das 
Gesetz in seinen Rahmenrichtlinien folgendes festlegen: 

— Die Landschaftsplanung soll dazu beitragen, daß der Natur- 
haushalt nicht nachhaltig geschädigt und entsprechend auf- 
zustellender Qualitätsziele verbessert wird. Dazu ist es erfor- 
derlich, daß sich die Landschaftsplanung mit den vorhande- 
nen und vorhersehbaren Nutzungen/Planungen des Raumes 
auseinandersetzt und hierfür konkrete Bewertungen und 
Vorschläge abgibt, die für Fachplanungen, für die Zulässig- 
keit von Eingriffen sowie bei der Umweltverträglichkeits- 
prüfung berücksichtigt werden müssen. Dies bedeutet u. a. 
die Entwicklung von Mindeststandards bzgl. der Ausstat- 
tung von Gebieten mit naturnahen, gering belasteten Land- 
schaftsbestandteilen, die nicht unter den absoluten Biotop- 
und Lebensraumschutz fallen, zum Zwecke des allgemeinen 
Biotop- und Artenschutzes. 

— Diese Funktion der Landschaftsplanung muß flächendek- 
kend erfüllt werden. Sie darf kein einmaliges Planwerk 
bleiben, sondern muß fortgeschrieben werden, 

— Honorarregelungen für die Landschaftsplanung sind ent- 
sprechend der erweiterten Aufgabenstellung der Land- 
schaftsplanung zu verbessern und laufend anzupassen. 

— Die Grundsätze zur Landschaftsplanung müssen entspre- 
chend den Vorschriften für die Landesgesetzgebung (derzeit 
§ 4) unmittelbar gelten. 

j) Stellung der Naturschutzbehörden 

Das Gesetz muß dafür Sorge tragen, daß die Stellung der 
Naturschutzbehörden gestärkt wird, um das Vollzugsdefizit bei 
der Umsetzung des Gesetzes zu verringern. 

— Die Naturschutzbehörden müssen organisatorisch selbstän- 
dig werden. 

— Sie müssen mit ausreichendem und quahfiziertem Fachper- 
sonal ausgestattet werden. 

— Eine regelmäßige Fortbildung über ökologische Probleme/ 
Zusammenhänge ist vorzuschreiben. 

k) Verbandsbeteiligung/Verbandsklage 

Die Beteihgung der Verbände ist zu stärken und eine Ver- 
bandsklage ist einzuführen. 

Bei folgenden Verwaltungsverfahren ist die Beteihgung der 
Verbände gesetzhch abzusichern: 

Raumordnungsverfahren, Landes- und Regionalplanung, Land- 
schaftsplanung, Straßenbedarfsplanung und Linienbestim- 
mungen von Bundesfernstraßen und sonstigen wichtigen 
Straßen, alle naturschutzrechtlichen Befreiungen, Bauleitpla- 
nungen und Satzungen nach § 34 Baugesetzbuch (Zulässigkeit 
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von Vorhaben innerhalb der im Zusammenhang bebauten 
Ortsteile), Planfeststellungsverfahren, Genehmigungsverfah- 
ren nach § 4 BImSchG. 

Für die Wahrnehmung ihres Beteiligungsrechtes ist den Ver- 
bänden ein Kostenausgleich zu erstatten, der den vom Antrag- 
steller zu erhebenden Verfahrenskosten zugeschlagen bzw. bei 
Planungen von der planenden Stelle getragen wird. 

Es muß ein allgemeines Verbandsklagerecht für Umwelt- 
schutzverbände eingeführt werden, wenn sie den Verstoß 
gegen Rechtsvorschriften geltend machen, die dem Umwelt- 
schutz, dem Naturschutz oder der Landschaftspflege zu dienen 
bestimmt sind. 


Bonn, den 20. Juni 1988 

Brauer 

Dr. Daniels (Regensburg) 

Frau Flinner 
Frau Garbe 
Frau Hensel 
Dr. Knabe 
Kreuzeder 
Frau Wollny 

Dr. Lippelt (Hannover), Frau Schmidt-Bott, Frau Vennegerts und Fraktion 


Begründung 

zu 4 b) 

Ziele des Gesetzes 

Der schon eingangs beschriebene für Menschen, Tiere und Pflan- 
zenwelt bedrohliche Zustand unserer Naturgüter erfordert eine 
klare Herausstellung des Zieles, den Naturhaushalt auf der 
gesamten Fläche zu schützen. Die Verflochtenheit des Menschen 
mit der Natur und seine Abhängigkeit von ihr zeigt auf, daß 
Naturschutz nicht von dem Schutz der natürlichen Lebensgrund- 
lagen zu trennen ist. 

Es ist daher wichtig, den Naturschutz nicht auf den Versuch des 
bloßen Konservierens einer vermeinthch unberührten Natur zu 
beschränken, sondern ihm auch eine Beteiligung an der mensch- 
hch gestalteten Natur, an unserer Kulturlandschaft zu sichern. 
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Bisher versagte die Naturschutzgesetzgebung sowohl bei der 
Sicherung von Naturelementen, deren positiver Einfluß oder 
Unverzichtbarkeit für den Menschen (noch) nicht nachgewiesen 
werden konnte, als auch bei einer vorausschauenden Umweltvor- 
sorge, die es unmöglich macht, nicht wiedergutzumachende Zer- 
störungen des Naturhaushaltes, aber auch noch nicht spürbare, 
aber wahrscheinliche Risiken zu vermeiden. Der Schutzinhalt der 
Naturgüter Boden, Wasser, Klima, Luft, Tier- und Pflanzenwelt 
erstreckt sich deshalb sowohl auf den Bestand als auch auf die 
Qualität der einzelnen Elemente. 

zu 4 c) 

Grundsätze des Gesetzes 

Die Grundsätze sind eine Konkretisierung der allgemeinen Ziele 
des Gesetzes. Sie sind zwingende Handlungs- und Entschei- 
dungsanleitungen für alle Behörden, denen im rechtskräftigen 
BNatSchG klare Vorgaben für den Verwaltungsvollzug gefehlt 
haben. 

zu 4d) 

Land- und Forstwirtschaft (Landwirtschaftsklausel) 

Die wirtschaftlichen Interessen der Agrarchemie-, Maschinen- 
und Ernährungsindustrie beeinflußten in den vergangenen Jahr- 
zehnten sowohl die Agrarpolitik als auch die Agrarökonomie, 
Offizialberatung und Landwirtschaftsausbildung. Dies führte zu 
einer Differenzierung der Landwirtschaft in die Richtung der 
chemisch-intensiv wirtschaftenden Betriebe der sog. modernen 
Landwirtschaft einerseits, die durch ihre Spezialisierung in der 
pflanzlichen Erzeugung (Chemisierung, Monokultur) und in der 
Tierproduktion (Massentierhaltung, Gülleproblem) als Hauptver- 
ursacher für die Umwelt- und Naturschutzprobleme der Landwirt- 
schaft angesehen werden müssen. Auf der anderen Seite findet 
sich die Mehrzahl der Betriebe, die mit graduellen Abstufungen 
noch auf der Grundlage der traditionellen bäuerlichen Landwirt- 
schaft stehen und eine relativ umweltverträgliche Bewirtschaf- 
tung aufrechterhalten haben. 

Der von der bisherigen Agrar- und Wirtschaftspolitik betriebene 
sog. Strukturwandel der Landwirtschaft mit den Folgen der fort- 
schreitenden Vernichtung von Arbeitsplätzen, die im Prinzip öko- 
logisch ausgerichtet sein könnten, die Strukturzerstörung im länd- 
lichen Raum und die Umweltprobleme, die diese Intensivland- 
wirtschaft mit sich bringt, müssen als ein gesellschaftspolitisches 
Problem ersten Ranges begriffen werden. Diese derzeit immer 
noch verfolgte Industrialisierung der Landwirtschaft ist nicht 
durchführbar, ohne schwerwiegende ökologische und soziale Fol- 
geschäden zu verursachen. 

Letzten Endes wird nicht der Gesetzgeber, sondern die Natur 
selbst eine ökologische Wirtschaftsweise vorschreiben, wenn die 
Lebensgrundlagen Boden, Wasser, Luft und die Pflanzen- und 
Tierwelt sowie die Erzeugung gesunder Lebensmittel auf Dauer 
gesichert werden sollen. 


14 



Deutscher Bundestag - 11. Wahlperiode 


Nur eine ökologische bäuerliche Landwirtschaft besitzt die Mög- 
lichkeit, über die Erzeugung von gesunden Lebensmitteln 
zugleich einen Schutz des Naturhaushaltes im Sinne der nachhal- 
tigen Sicherung der Lebensgrundlagen, des Erhaltes der Kultur- 
landschaft zu gewährleisten. 

Vor diesem Hintergrund ist es unumgänglich, die Entwicklung 
einer ökologischen bäuerlichen Landwirtschaft zum Schutz des 
Naturhaushaltes durch gesetzhche Regelungen zu fördern. 

zu 4e) 

Eingriffsregelung 

Die bisherige Eingriffsregelung ist nicht geeignet, die Zerstörung 
von Natur und Landschaft zu verhindern; sie ist viel zu eng gefaßt. 
Nicht nur, daß ledigüch Änderungen der Gestalt und der Nutzung 
der Grundfläche behandelt werden. 

Der Paragraph bietet den Behörden derzeit nahezu jeden behebi- 
gen Ermessensspielraum zu Lasten des Naturschutzes und der 
Landschaftspflege. Eindrucksvolle Beispiele hierfür sind die Pla- 
nung und der Bau des Rhein-Main-Donau-Kanals, der Bau der 
Schnellbahntrasse Dortmund-Hannover oder die Startbahn West. 
Die Eingriffsregelung muß zu einem Entscheidungsinstrument 
weiterentwickelt werden. 

Durch die Bindung der Eingriffsregelung an behördüche Geneh- 
migungen etc. konnten bislang nicht alle Eingriffstatbestände 
erfaßt werden. Für die Fälle, die derzeit der Eingriffsregelung 
nicht unterüegen, sieht das Gesetz künftig die Genehmigung der 
Naturschutzbehörde vor. 

Die Regelung, daß alle Entscheidungen im Einvernehmen mit den 
Naturschutzbehörden getroffen werden müssen, ermögücht es, 
daß ohne die Zustimmung der Naturschutzbehörden keine Ent- 
scheidung über einen Eingriff mehr möglich ist. Dies führt zu 
einer Stärkung der Naturschutzbehörden und damit auch des 
Naturschutzes. 

Die Liste von Biotopen, deren Zerstörung oder Beeinträchtigung 
auf jeden Fall als Eingriff anzusehen ist, orientiert sich an einer 
Typologie gefährdeter Lebensstätten und Lebensräume von bun- 
desweiter oder internationaler Bedeutung, die von der Bundesfor- 
schungsanstalt für Naturschutz und Landschaftsökologie in einer 
vorläufigen Fassung ausgearbeitet worden ist. Ein bundesrechtü- 
cher Positivkatalog ist auch nach Ansicht des Rates von Sachver- 
ständigen für Umweltfragen unerläßlich, da er wertvolle Anhalts- 
punkte für die Auslegung der Generalklausel (§ 8 Abs. 1) bietet. 
Eine Aufüstung dieser Biotope ist aufgrund ihrer akuten Gefähr- 
dung notwendig. 

Ungeachtet der Tatsache, daß die EG-Richthnie über die Umwelt- 
verträgüchkeitsprüfung bis Juü 1988 in nationales Recht umge- 
setzt werden muß, sollte die UVP auch in diesem Gesetz verankert 
sein. 

Dies sollte innerhalb des Paragraphen zur Eingriffsregelung er- 
folgen. 
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Die hierin enthaltene Beweislastumkehr ist insofern sinnvoll und 
notwendig, da der potentielle Eingreifer mit gesichertem Daten- 
material belegen muß, daß keine Beeinträchtigungen stattfinden. 
Dies führt u. a. zu einer Entlastung der Naturschutzbehörden, wie 
auch zu einer Reduktion der Zahl der Eingriffe. 

zu 4f) 

Gentechnologie 

Namhafte Wissenschaftler weisen darauf hin, daß die Erkennt- 
nisse der verschiedenen biologischen Disziplinen, insbesondere 
der Ökologie, zur Abschätzung der möglichen Folgen der Freiset- 
zung gentechnisch veränderter Organismen in die Umwelt bei 
weitem nicht ausreichen. Sie sprechen z. T. von notwendigen 
Forschungszeiträumen von 10 bis 15 Jahren, ehe erste Abschät- 
zungen vorhegen könnten. Noch im Verlaufe dieses Jahres ist 
jedoch mit den ersten Anträgen auf Ausnahmen vom grundsätz- 
hchen Freisetzungsverbot der Gentechnologie-RichÜinien (die 
ohnehin nicht Gesetzeskraft haben) zu rechnen. Es gibt keinen 
Grund, der das Inkaufnehmen der möghchen negativen Auswir- 
kungen der anvisierten Freisetzungsexperimente (z. B. mit herbi- 
zid-resistenten Pflanzen), rechtfertigen könnte. Von daher muß 
die Durchführung solcher Experimente durch ein gesetzhches 
Verbot wirksam ausgeschlossen werden. 

zu 4 g) 

Biotopschutz 

Die Trennung von Biotopschutz und speziellem Artenschutz 
macht die Zielsetzung des Gesetzes wesenthch klarer und gibt die 
Chance, das eigenthche Ziel - die Erhaltung von Vielfalt und 
Eigenart des gesamten Naturhaushaltes durch den Schutz der 
Lebensräume - präziser zu formulieren. 

Biotopschutz ist die Basis für erfolgreichen Artenschutz und muß 
daher höchste Priorität haben. U. a. aus diesem Grunde darf ein 
Positivkatalog besonders erhaltenswerter bzw. gefährdeter Bio- 
tope nicht durch Ausnahmeklauseln aufgeweicht werden. Hier 
bedarf es einer engeren Fassung der Ermächtigung der Länder, 
damit wirkungsvoller Biotopschutz im gesamten Bundesgebiet 
möghch wird. 

Die sofortige Unterschutzstellung der genannten Biotoptypen ist 
ein erster und wichtiger Schritt, um dem fortschreitenden Arten- 
verlust und der Zerstörung von Lebensräumen und bedeutenden 
Landschaftsteüen entgegenzuwirken. Ein mittel- und langfristiger 
Schutz dieser Biotope ist aber nur über die Sicherung und Verbes- 
serung aller Naturgüter gegeben. 

zu 4h) 

Spezieller Artenschutz 

Nicht nur der Bestand einheimischer Tier- und Pflanzenarten ist 
aufgrund vielfältiger Einwirkungen bedroht. Auch und ganz 
besonders der Bestand in Ländern der Dritten Welt ist durch die 
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Nachfrage in den Industrienationen, insbesondere in der Bundes- 
republik Deutschland bedroht. „Der Bestandsschutz muß Vorrang 
vor kommerziellen Belangen, aber auch vor den Interessen von 
Liebhabern, Sammlern und Souvenierjägern haben" (Memoran- 
dum der Deutschen Naturschutzverbände 1987). 

Der gesamte Artenschutzteil birgt erhebliche Mängel. In vielen 
Teilen ist er unübersichtlich und unklar, hat Mängel in der Dar- 
stellung und erschwert die Kontrolle des illegalen Handels. Aus 
diesem Grunde ist eine völlige Überarbeitung unumgänglich. 

Wird die Notwendigkeit des Artenschutzes anerkannt und gesetz- 
lich geregelt, so ist die Einverständniserklärung der Wirtschafts- 
und Finanzminister zu bestimmten Maßnahmen nicht erforder- 
lich. Die Einverständnisregelung bedeutet nicht nur eine Unklar- 
heit im Gesetz, sondern führt potentiell auch zur Verwässerung 
der Naturschutzbestrebungen. 

Die Ansiedlung von Tier- und Pflanzenarten sollte keine Aufgabe 
des Naturschutzes sein. In der Regel sind erhebliche Eingriffe in 
Ökosysteme damit verbunden und sie können verheerende Aus- 
wirkungen haben. Unter bestimmten Voraussetzungen kann die 
Ansiedlung ein Instrument des Artenschutzes sein, aber nicht als 
dessen Aufgabe verstanden werden. 

Die Erhaltung und Förderung der genetischen Vielfalt und Res- 
sourcen von Kulturpflanzen und Nutztieren ist ebenso eine vor- 
dringliche Aufgabe des Naturschutzes. Es widerspricht den Zielen 
und Grundsätzen des Naturschutzes, wenn überzüchtete und 
krankheitsanfällige Pflanzen und Tiere, die oft völlig abhängig 
sind von Pflegeaufwendungen und Medikamenteneinsatz, „pro- 
duziert" und verbreitet werden. 


zu 4i) 

Landschaftsplanung 

Die bisherige Regelung ist lückenhaft und ohne Erfolg geblieben. 
Aus diesem Grund müssen die Aufgaben der Landschaftsplanung 
erweitert, im Sinne einer Vorsorgeplanung klar definiert und 
bundeseinheitlich geregelt werden. 

Inwieweit die Landschaftsplanung die Aufgabe allerdings erfüllen 
kann und nicht zur Alibiplanung mißbraucht wird, hängt davon 
ab, daß gesellschaftlich und politisch eine gesamtökologische 
Umweltvorsorge durchgesetzt wird. Hierfür ist es auch erforder- 
lich, daß die im Antrag genannten Ziele und Grundsätze des 
Gesetzes in der Raumordnungs- und Landesplanung aufgenom- 
men werden, die für die Landschaftsplanung eine planerische 
Vorgabe darstellen. 


zu 4j) 

Stellung der Naturschutzbehörden 

Im Umweltgutachten 1987 der Bundesregierung werden folgende 
Gründe für ein Vollzugsdefizit genannt: 
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— zu wenig Verwaltungspersonal, Probleme werden nicht gese- 
hen oder notwendige Verfahren bzw. Verfahrensschritte wer- 
den unterlassen, 

— zu wenig qualifiziertes Fachpersonal, Verfahren werden for- 
mell oder inhaltlich falsch abgewickelt, 

— das für den Naturschutz zuständige Verwaltungspersonal ist zu 
wenig durchsetzungsfähig. Wenn z. B. Aufgaben der unteren 
Landschaftsbehörde von Verwaltungsdienstkräften des geho- 
benen Dienstes, diejenigen von anderen mit der Natur und 
Landschaft oft in Konflikt stehenden Behörden von Personen 
des höheren Dienstes ausgeübt werden, spiegelt das Abwä- 
gungsverhältnis im Verwaltungs verfahren nicht die tatsäch- 
üche Bedeutung der Naturschutzanliegen wider. 

Durch eine im Gesetz zu verankernde Stärkung der Naturschutz- 
behörden (sowohl auf Eigenständigkeit als auch auf Personalstär- 
kung bezogen) kann dem Vollzugs defizit begegnet werden. Es 
muß damit allerdings auch ein naturhaushaltsschutzorientierter 
Entscheidungsprozeß bei allen anderen Verwaltungen statt- 
finden. 


zu 4k) 

VerbandsklageA/'erbandsbeteiligung 

Die Begründung ist im Naturschutzprogramm des Umweltmini- 
sters treffend gegeben: „Durch die Beteiligung der Bürger und 
Verbände kann die Durchsetzung der Naturschutzbelange ver- 
bessert werden. Engagement und Sachkenntnis der Bürger und 
Verbände gilt es hierbei zu nutzen und zu fördern... Die Ver- 
bände befassen sich schon seit Jahrzehnten mit Fragen des Natur- 
schutzes. Sie können auf Experten und mit der Situation vor Ort 
vertrauten Personen zurückgreifen und sind in der Lage, fachliche 
Anliegen kontinuierlich zu vertreten. " 

Das geltende Recht beschränkt die Rechte der Verbände auf 
Beteiligung im Vorverfahren willkürlich auf die Tatbestände der 
Befreiung von Geboten und Verboten, die zum Schutz von Natur- 
schutzgebieten erlassen sind sowie auf Planfeststellungsverfah- 
ren. Damit besteht kein Beteiligungsrecht in Verfahren, die nach 
jeweils geltenden Fachgesetzen kein Planfeststellungsverfahren 
vorsehen, selbst wenn diese Verfahren mit einschneidenden Aus- 
wirkungen auf Natur und Landschaft verbunden sind, wie z. B. die 
Genehmigung von Abbauvorhaben im Tagebau. 

Die Anerkennungskriterien eines Verbandes müssen sich auch an 
der lokalen und regionalen Betroffenheit der in Vereinen organi- 
sierten Bürger/innen orientieren und nicht wie bisher nur an 
abstrakten Kriterien der Organisationsstruktur der Verbände, 
ihrer Unterordnung unter bestimmte Behördenzuständigkeiten 
sowie ihrer Ausdehnung über das ganze Gebiet eines Bundeslan- 
des. Es ist aber nicht einzusehen, weshalb ein Verein einen 
landesweiten Tätigkeitsbereich haben muß, solange er, auch bei 
regionaler Verbreitung, sachlich leistungsfähig und in der Lage 
ist, seinem Aufgabenbereich nachzukommen. 
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Die Klagemögiichkeiten im geltenden Naturschutzrecht sind nicht 
geeignet, Verstößen gegen Bestimmungen des Natur- und Land- 
schaftsschutzes wirksam zu begegnen. Nach der herrschenden 
Rechtsprechung sind die Vorschriften des Natur- und Land- 
schaftsschutzes überwiegend nur im Allgemeininteresse erlassen. 

Voraussetzung für ein gerichtliches Vorgehen einzelner Personen 
gegen Verstöße ist aber eine über das Allgemeininteresse hinaus- 
gehende unmittelbare und individuelle Rechtsverletzung des/der 
Rechtssuchenden. Eine Inanspruchnahme der Gerichte zugunsten 
des Natur- und Landschaftsschutzes ist daher nach geltendem 
Recht nur in den seltensten Fällen möghch. Bei einer eindimensio- 
nalen oder sachfremden Orientierung der mit der Entscheidung 
befaßten Behörde, beispielsweise zugunsten ökologisch schäd- 
ücher Nutzungsinteressen, hat der Bürger/die Bürgerin dies hin- 
zunehmen, da er/sie in der Regel nicht in seinen/ihren Sonder- 
interessen betroffen ist. 

Deswegen reicht es nicht aus, ein Verbandsklagerecht auf Grund- 
lage des BNatSchG zu fordern, sondern es muß ein allgemeines 
Verbandsklagerecht für Umweltschutz verbände eingeführt wer- 
den, wenn sie den Verstoß gegen Rechtsvorschriften geltend 
machen, die dem Umweltschutz, dem Naturschutz oder der Land- 
schaftspflege zu dienen bestimmt sind. 

Im übrigen wird zur Begründung der Verbandsklage in Druck- 
sache 11/1153 verwiesen. 
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